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Urs Schoettli  

Wird der Westen auch weiterhin die Vorgaben für die künftige 
Gestaltung der Weltwirtschaft geben können? 

Die derzeitige weltweit wirksame Finanz- und 
Wirtschaftskrise hat in den USA, namentlich in 
deren Finanz- und Bankensektor ihren Ausgang 
genommen und sich unerwartet rasch und 
unerwartet breitflächig um den ganzen Erdball 
ausgebreitet. Eines der ersten Opfer des Krisen-
verlaufs war die Theorie vom „decoupling“ (von 
der Abkoppelung). Diese vor allem von vielen 
Globalisierungsadvokaten verfochtene Theorie 
besagte, dass vor allem Asien und dort die auf-
strebenden Volkswirtschaften eine so starke 
wirtschaftliche Eigendynamik entwickelt hätten, 
dass bei einem wirtschaftlichen Abschwung in 
den westlichen Industriestaaten diese Länder 
nur sehr marginal betroffen sein würden, ja dass 
sie gar zu einem Motor für die Wiederankurbe-
lung der Weltkonjunktur werden könnten. Daraus 
erklärte sich auch, dass als einer der Vorzüge der 
Globalisierung die Minderung der Chancen, dass  
es wieder einmal zu einer globalen Rezession oder 
gar Depression kommen würde, gepriesen wurde. 
 
Wie wir in den letzten Monaten nur allzu 
schmerzlich haben zur Kenntnis nehmen 
müssen, gibt es dieses „decoupling“ nicht. 
Auch die asiatischen Volkswirtschaften, 
sogar jene der Volksrepublik China, werden 
durch die aus den USA ausgegangene 
Finanz- und Wirtschaftskrise betroffen.  
 
Ganz hart hat die Krise zudem auf die sehr 
exportabhängigen Volkswirtschaften Japans, 

Südkoreas und einiger südostasiatischer „Tiger-
staaten“ durchgeschlagen. Erheblich weniger 
betroffen davon ist indessen Indien, das seine 
Volkswirtschaft nie in dem Maße geöffnet und 
liberalisiert hat, wie dies die anderen aufstre-
benden asiatischen Mächte getan haben, wofür 
denn auch Delhi häufig von den Globalisierungs-
advokaten scharf kritisiert wurde. 
 
Als die Weltwirtschaft noch voll im Schwunge 
und die Welt teils mit Erstaunen und Bewun-
derung, teils mit Furcht auf die Dynamik in 
China und Indien schaute, gab es viele Stimmen, 
die das 21. Jahrhundert zum asiatischen Jahr-
hundert erklärten. Heute stellt sich die Frage, ob 
diese Prognose verfrüht war und ob sie nun, 
nach dem Geschehen der vergangenen zwölf bis 
fünfzehn Monate, ganz über Bord geworfen 
werden muss. Es sei gleich zu Beginn dieser 
Ausführungen eine Antwort auf diese Frage 
gegeben:  
 
Dass das 21. Jahrhundert zu einem asiati-
schen Jahrhundert wird, ja dies bis zu einem 
gewissen Grade bereits ist, wird durch die 
derzeitige Krise nicht beeinträchtigt, ja es ist 
sogar so, dass die Krise die Entwicklungen 
in Richtung asiatisches Jahrhundert noch 
unterstützen und beschleunigen wird.  
 
Die vorliegende Studie soll die Begründung für 
diese Prognose liefern.  

I. Hintergrund 

Die derzeitige Krise hat einmal mehr bloßgelegt, 
wie gefährlich es auch in scheinbar so gegenwarts-
bezogenen Disziplinen wie der National-
ökonomie ist, die Kenntnis der Geschichte und 
die sich daraus ergebenden Lehren auszuklam-
mern. Es kann wahrscheinlich sogar behauptet 
werden, dass bei einem ausreichenden Kenntnis-
stand über geschichtliche Zusammenhänge unter 
den Hauptakteuren an den internationalen Finanz-
plätzen der Aufbau einer so gefährlichen Spekula-
tionsblase, deren Platzen den Ausbruch der Krise 
ausgelöst hatte, hätte vermieden werden können. 
 
Die Fundamente der modernen Volkswirt-
schaft, der Industriegesellschaft wurden im 
Westen geschaffen.  
 
Es gehört zum Verlauf der Weltgeschichte der 
letzten zweihundert Jahre, dass, als die wichtigsten 
asiatischen Mächte, Indien und China, in eine 
Phase der Dekadenz eintraten, sich Europa ins 
Industriezeitalter aufmachte. Zweifellos hat die 
frühe Industrialisierung insbesondere in Groß-

britannien auch die Ausbreitung des britischen 
Imperiums befördert. Im 19. Jahrhundert waren 
es denn auch die Europäer, welche die industri-
elle Fertigung nach Indien und China brachten. 
Die wirtschaftliche Blütezeit Chinas und 
Indiens, als diese beiden Völker im 18. Jahr-
hundert über die Hälfte der Wertschöpfung in 
der damaligen Weltwirtschaft beisteuerten, war 
vorindustriell gewesen. 
 
Dass Japan am Ende des 19. Jahrhunderts zu 
den westlichen Industriemächten aufschließen, 
sich zum ersten asiatischen Nationalstaat im euro-
päischen Sinne und schließlich zum dominanten 
Imperium in Ostasien aufschwingen konnte, war 
ausschließlich der Meiji Restauration zuzu-
schreiben, als Japans Eliten zielgerichtet die 
zivilisatorischen Errungenschaften aus 
Europa (von der englischen Flottenorganisation 
bis zum deutschen Strafrecht) importierten.  
 
Die Marktwirtschaft in all ihren Formen sowie 
der Kapitalismus haben zwar ihre Ursprünge 
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bereits in der vorindustriellen Gesellschaft, 
kamen indessen erst nach der industriellen Revo-
lution zum Blühen. So, wie sie gemäß dem 
heutigen Verständnis gesehen werden, sind sie 
Schöpfungen des Westens. Die asiatischen 
Gesellschaften kannten in ihrer Feudalzeit zwar 
ebenfalls Märkte und das Arbeiten mit Kapital, 
doch waren diese nach den Strukturen des tradi-
tionellen Basars und des traditionellen Geld-
verleihs organisiert gewesen. Daraus folgt, dass 
in der Debatte über die künftige Stellung des 
Westens in der Weltwirtschaft und der möglichen 
Erosion der westlichen Wertevorstellungen durch 
asiatische, es keinen Sinn  macht, sich über den 
Ursprung und damit über das Wesen von 
Marktwirtschaft und Kapitalismus zu streiten.  
 
Im Wesentlichen geht es um die Eruierung 
von spezifisch asiatischen Ausformungen und 
Modifikationen von Marktwirtschaft und 
Kapitalismus, die in der Zukunft die Welt 
dominieren könnten. 
 
Geschichte ist bekanntlich nicht nur eine Anein-
anderreihung von Ereignissen, von nüchternen 
Daten und Fakten. Dies mag im idealen Falle für 
die Geschichtswissenschaft gelten. Geschichte 
ist jedoch sehr stark emotional geladen, wird 
von Mythen und allerlei Überhöhungen und 
Verdrängungen geprägt. In einem gewissen 
Maße ist Geschichte die weltliche Religion 
für den Nationalstaat. Daraus folgt, dass eine 
Besinnung auf die Geschichte, wie wir sie auch 
für die Evaluierung der künftigen weltwirt-
schaftlichen Entwicklungen postulieren, sich 
auch mit den Verhängnissen und Verletzungen 
von Völkern und Kulturen befassen muss. 
 
Aus asiatischer Sicht müssen die vergan-
genen zwei Jahrhunderte so erscheinen, als 

sei der Westen auf Kosten Asiens reich und 
Asien aus Selbstverschulden, aber wesent-
lich auch wegen der externen Übergriffe der 
westlichen imperialistischen  Mächte arm 
geworden ist. 
 
Diese Sicht, die teilweise berechtigt ist, hat 
natürlich tiefe Spuren im kollektiven Gedächtnis 
der betroffenen Völker hinterlassen. Im Falle 
Indiens ist die negative Sicht der Briten mit dem 
weitgehenden Ausscheiden der Unabhängig-
keitsgeneration aus Positionen der politischen 
Verantwortung sowie mit dem Ende der Sowjet-
union, die Delhi lange Zeit als Gegenpol zum 
Westen gedient hatte, marginalisiert worden. 
Demgegenüber sind in China, gefördert auch 
durch den stark zensurierten staatlichen 
Geschichtsunterricht, die Erinnerungen an die 
Erniedrigungen durch die westlichen Mächte 
(„ungleiche Verträge“, Opiumkriege, Nieder-
schlagung des Boxer-Aufstands, Beschlüsse der 
Versailler Friedenskonferenz zum Transfer von 
deutschen Besitzungen in China an Japan) voll 
präsent. Bei Bedarf können die Ressentiments 
mobilisiert werden (beispielsweise anti-amerika-
nische Proteste nach dem Beschuss der chinesi-
schen Botschaft in Belgrad durch amerikanische 
Raketen oder bei der Notlandung eines amerika-
nischen Spionageflugzeugs auf der südchinesi-
schen Insel Hainan).  
 
Zur Erniedrigung hinzu kam natürlich auch die 
Selbstverständlichkeit, mit welcher der Westen 
seinen eigenen Weg in die Moderne als 
vorbildhaft für die ganze Welt betrachtet und 
dementsprechend propagiert hat.  Dass Japan 
mit der Meiji Restauration diesen Weg wählte, 
sollte den Westen noch zusätzlich in seiner 
Gewissheit bestärken, dass es zu seiner 
Industrialisierung keine Alternative gibt. 

II. Der Westen im Zenith 

Es gehört zum Wesen der Geschichte, dass beim 
Eintreten von Zäsuren die Wirkungen in ihrer 
vollen Komplexität erst im Nachhinein erkannt 
und beurteilt werden können. So verhielt es sich 
auch mit dem Fall der Berliner Mauer, dem Ende 
des Ostblocks und dem Zerfall der Sowjetunion.   
 
1989 und danach sah es für die Zeitgenossen 
so aus, dass der Westen den Kalten Krieg 
durchschlagend zu seinen Gunsten ent-
schieden hatte.  Der Westen stand im Zenith 
und es begann nun eine Phase der Globali-
sierung, die ausschließlich auf den Erfolg 
eines sehr begrenzten Modells von Markt-
wirtschaft und Kapitalismus, des angel-
sächsischen nämlich, setzte.  
 
Seit 2007 erlebt die Welt das Trauma, dass dieser 
Sieg nicht das Ende der Geschichte brachte und 

dass er nicht auf alle Zeiten hinaus hat Bestand 
haben können. Da die Alternative zum Westen, 
die kommunistische Staatswirtschaft so gründ-
lich versagt hat und vor allem nach dem Ende 
der Sowjetunion so tief in der Versenkung ver-
schwunden war, konnte sich leicht der Eindruck 
festsetzen, dass man nun nicht mehr mit Rück-
schlägen oder gar Anfechtungen zu rechnen 
haben werde. Im Nachhinein lässt sich fest-
stellen, dass die Vorhersage über das definitive 
Ende des Sowjetmodells zwar richtig war, dass 
aber die Erwartungen über die abschließende 
Erfolgsträchtigkeit des westlichen Modells sich 
als trügerisch  erwiesen. 
 
Weniger als zwei Jahrzehnte hat die Phase 
gedauert, da die Globalisierung nach den 
Vorgaben der angelsächsischen Welt gestaltet 
werden konnte.   

        - 4 -



 

 
Vernichtender und verheerender als erwartet hat 
sich der überraschende Kollaps dieses Modells 
erwiesen.  Wie beim Kollaps des Sowjetmodells, 
so wird wohl auch hier die Diskreditierung der 
bislang geltenden Maximen endgültig sein.  Es 
werden sich die Marktwirtschaft und der 
Kapitalismus zweifellos von den Rückschlägen 
der vergangenen Monate wieder erholen, doch 
die Strukturen und die Rahmenbedingungen, auf 
denen die neue Ordnung aufgebaut wird, 
werden ganz anders sein.   

 
Dass die Welt auf dem Weg zu einer neuen 
Ordnung ist, kann wohl kaum bestritten 
werden. Unklar ist jedoch noch, wohin 
dieser Weg führen wird und welche Hürden 
zu überwinden sein werden. Fest steht, dass 
der Westen (insbesondere die angel-
sächsische Welt) mit den umfassenden 
Staatseingriffen und den billionenschweren 
Finanzinterventionen sein eigenes Modell 
der Globalisierung ein für allemal dis-
kreditiert hat. 

III. Der Westen im Abstieg 

Bereits vor dem Ausbruch der derzeitigen Krise 
hatte es asiatische Widerstände gegen die 
angelsächsisch geprägte Globalisierung ge-
geben. Die angelsächsischen Medien mit 
globaler Reichweite, welche die intellektuelle 
Speerspitze dieses Globalisierungsenthusiasmus 
bildeten, ließen denn auch nicht locker, diese 
asiatischen Widerstände zu kritisieren. Diese 
waren in der Sicht dieser Medien nichts anderes 
als die zum Scheitern verurteilten Versuche, sich 
einem unabwendbaren Trend zu entziehen. 
 
Vor dem Ausbruch der Krise hatten sich die 
asiatischen Widerstände im Wesentlichen auf vier 
Weisen manifestiert: 
 
o Zunächst gab es die Debatte um die so 

genannten „asiatischen Werte“. Politiker wie 
der damalige malaysische Ministerpräsident 
Mohammad Mahathir vertraten die Meinung, 
dass einem dekadenten westlichen Werte-
system die Alternative eines konfuzianisch 
geprägten Wertekatalogs entgegen zu stellen 
sei. Aus der Sicht des Westens ging es dabei 
vor allem um politische Anliegen, die manche 
im Westen als unverhüllte Verteidigung eines 
autoritären Staatsverständnisses nach Vorbild 
Singapurs sahen. In Tat und Wahrheit ging es 
dabei aber auch um wirtschaftspolitische 
Vorstellungen. 

 
o Die Indische Union hatte nach Erlangung 

der Unabhängigkeit im Jahre 1947 über rund 
vier Jahrzehnte hinweg eine von sozialisti-
schen und protektionistischen Prinzipien ge-
prägte Wirtschaftspolitik betrieben („comman-
ding height of the state“, Importsubstitution). 
Indien wurde dafür vom Westen scharf 
kritisiert und von vielen ohne Wenn und Aber 
ins Lager der mit ihm befreundeten Sowjet-
union gestellt. Anfang der neunziger Jahre 
begann sich auch Indien zu öffnen, allerdings 
wurde dieser Kurswechsel vom Westen als zu 

zaghaft und zu spät kritisiert. Doch, wie sich 
heute herausstellen sollte, ging Delhi richtiger-
weise nicht auf die internationalen Druck-
versuche ein und wahrte weitgehend seinen 
eigenen Weg.  

 
o Die Volksrepublik China und ihre wirt-

schaftliche Erfolgsstory tauchen natürlich 
immer auf, wenn vom Anbruch des neuen 
Zeitalters der Globalisierung die Rede ist.  
Ohne Zweifel kann gelten, dass die von Deng 
Xiaoping angestoßenen Reformen und die 
Rückkehr Chinas in die Weltwirtschaft die 
prägenden Ereignisse der vergangenen zwei 
Jahrzehnte gewesen sind. Über allem China-
Enthusiasmus darf indessen nicht vergessen 
werden, dass die Volksrepublik die Moderni-
sierung ihrer Wirtschaft unter dem strikten 
Regime eines kommunistischen Einparteien-
regimes umsetzte. Auch wenn der Anteil des 
privat erwirtschafteten Bruttoinlandprodukts 
massiv gestiegen ist und auch wenn China in 
manchen Wirtschaftsbereichen kapitalistische 
und marktwirtschaftliche Prinzipien und Vor-
gehensweisen implementiert hat, so gilt auch 
weiterhin der für ein kommunistisches Regime 
typische Primat der Politik. Zudem ist zu 
bedenken, dass China in den wichtigen Be-
reichen des Finanzwesens und der Währungs-
politik bis heute nicht vom staatlich kontrol-
lierten Regime Abschied genommen hat. 

 
o Japan schließlich zog sich immer wieder die 

Kritik westlicher Wirtschaftsexperten zu, ent-
weder weil es bei der Aufarbeitung der 1989 
geplatzten Spekulationsblase nicht mit den 
aus westlicher Sicht nötigen Reformen durch-
griff, oder weil es sich weigerte, wichtige 
Elemente des angelsächsisch geprägten Kapi-
talismus zu übernehmen. Man denke in 
diesem Zusammenhang an die Resistenz 
gegenüber aggressiven ausländischen Investo-
ren, insbesondere Hedge Funds, oder an die
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Dominanz der institutionellen einheimischen 
Investoren. Die japanischen Unternehmen 
hatten sich zwar in den neunziger Jahren 
kräftig modernisiert, doch wurden weiterhin 
beim Besitzstand und bei der Unternehmens-
politik viele typisch japanische Werte und 
Vorgehensweisen beibehalten und die global 
wirksamen angelsächsischen Trends nicht 
übernommen. 

 
Die so genannte „Asienkrise“ von 1997/98 
sollte eine weitere Zäsur für die ohnehin schon 
delikaten Beziehungen zwischen Asien und dem 
Westen bringen. Hauptbetroffene der „Asien-
krise“ waren die ostasiatischen „Tigerstaaten“, 
derweil sich die Großen, Japan, Indien und 
China, weitgehend heraus halten konnten.  
 
Es kann aus der Retrospektive nicht ver-
neint werden, dass die „Asienkrise“ durch 
westliche Investoren und Spekulanten, vor 
allem aber durch die beiden westlich 
dominierten Institute, die Weltbank und den 
Internationalen Währungsfonds, kräftig ver-
schlimmert worden ist.  
 
Natürlich gab es zahlreiche strukturelle Unzuläng-
lichkeiten und gravierende politische Fehlent-
scheide in den betroffenen asiatischen Ländern. 
Doch reichen diese nicht aus, um das volle 
Ausmaß der „Asienkrise“ zu erklären. Der 
Westen befand sich damals auf dem hohen 
Ross und diktierte den betroffenen asiatischen 
Ländern strukturpolitische Maßnahmen, welche 
die Krise eindeutig noch verschärften. Die 
betroffenen asiatischen Länder mussten nolens 
volens sich den wirtschaftspolitischen Vorstellun-
gen insbesondere des IWF beugen. Einige dieser 
Reformen liegen bezeichnenderweise auch der 

Krise zugrunde, in welcher sich einige asiatische 
Länder heute befinden. Man denke etwa an die 
Obsession, hohe Devisenreserven anzuhäufen, 
um gegenüber ausländischen Spekulanten besser 
gewappnet zu sein.  
 
Es ist klar, dass die verhängnisvolle Rolle 
des Westens in der „Asienkrise“ auch heute 
noch in Asien unvergessen ist. Unter 
anderem zeigte sich dies auch jedes Mal, 
wenn die USA in den vergangenen Jahren 
Peking zu einer Aufwertung des Yuan 
Renmimbi zu drängen suchten. 
 
In Asien wird aufmerksam verfolgt, wie der 
Westen, insbesondere die USA und Großbritan-
nien, mit der derzeitigen Krise umgehen. Es 
kann kein Zweifel daran bestehen, dass nicht 
nur die Schwere der Krise, sondern auch die 
Rezepte, die zu deren bisher weitgehend erfolg-
losen Überwindung eingesetzt werden, das An-
sehen des Westens in Asien massiv und höchst-
wahrscheinlich dauerhaft beschädigt haben. Der 
Westen, insbesondere die angelsächsische Welt, 
hat vor der Weltöffentlichkeit seine Werte 
verraten und damit jede Glaubwürdigkeit, ihr 
Globalisierungsmodell weiterhin zu propagieren, 
verloren.  
 
Wie immer die Krise ausgehen wird, der 
Westen hat einen Gesichtsverlust erlitten, 
welcher dem Imageverlust des Sozialismus 
nach dem Kollaps der UdSSR und des 
Ostblocks um nichts nachsteht. 
 
Ob und wie sich diesem Gesichtsverlust auch 
ein ebenso gravierender Verlust an Macht und 
Einfluss beigesellen wird, soll im zweiten Teil  
dieser Studie  untersucht werden. 

IV. Asiens Achillesfersen 

Bevor wir jetzt in einen Asienenthusiasmus 
verfallen und ohne Einschränkungen den 
triumphalen Anbruch des asiatischen Jahrhun-
derts verkünden, gilt es allerdings auch einige 
Risiken in Asien zu betrachten. Wir haben 
bereits festgestellt, dass sich die These vom 
„decoupling“ (Abkoppelung) als falsch heraus-
gestellt hat. Die Krise ist global und hinterlässt 
auch in Asien kräftige Spuren.  
 
Die Frage stellt sich, in welchem Maße die 
asiatischen Volkswirtschaften Opfer von globalen 
Trends geworden sind und in welchem Maße die 
derzeitigen Erschütterungen ihrer Volkswirtschaf-
ten auch hausgemachte Ursachen haben. Zunächst 
ist festzustellen, dass an den Fehlentwicklungen, 
 

welche die Krise in den USA zum Ausbruch
brachten, die Asiaten keinen Anteil hatten. Es 
erscheint dies offenkundig, doch hat man gerade 
in angelsächsischen Medien immer wieder die 
Behauptung gefunden, dass China mit seinen 
billigen Massenexporten Mitschuld an der ge-
waltigen Überschuldung der amerikanischen 
Haushalte trage. Die armen Konsumenten seien 
quasi durch das verlockende Überangebot an 
Waren zu unvernünftigem Handeln motiviert 
worden. Dies ist natürlich Unsinn und wider-
spricht sehr eklatant jedem marktwirtschaft-
lichen Denken.  
 
Ernsthafter war und ist der Vorwurf Washing-
tons, dass sich China durch eine künstliche 
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Tiefhaltung des Außenwerts seiner Währung 
unfaire Vorteile verschafft und damit maßgeb-
lich zu einer ungesunden Entwicklung der 
internationalen Handels- und Zahlungsbilanz-
verhältnisse beigetragen habe. Nur wird dieser 
Vorwurf insofern relativiert, als die USA ja schon 
immer wussten, dass sie es im Falle Chinas mit 
einem kommunistischen Regime zu tun hatten.  
 
Schließlich ist festzustellen, dass die Asiaten von 
der Geschwindigkeit, mit der sich die Krise um 
die Welt ausbreitete, und vor allem von dem 
raschen Übergriff der Krise vom Finanzsektor 
auf praktisch alle Bereiche der Realwirtschaft 
überrumpelt worden sind. 
 
Doch darüber hinaus gilt es auch den Blick auf 
ein paar hausgemachte Faktoren zu lenken, 
welche die Anfälligkeit mehrerer asiatischer 
Volkswirtschaften für die Krise verstärkt haben. 
Zuvörderst ist hier die hohe, exzessive Export-
abhängigkeit der ostasiatischen Volkswirt-
schaften zu nennen. Teils mit Neid, teils aus 
Furcht sind in den vergangenen Jahren in der 
westlichen Öffentlichkeit immer wieder die 
hohen Devisenreserven und die riesigen Außen-
handels- und Zahlungsbilanzüberschüsse mehrerer 
asiatischer Länder, allen voran natürlich die 
Volksrepublik China, Japan und Südkorea, 
kritisiert worden. Das Gespenst einer neuen 
„gelben Gefahr“, in welcher die Chinesen dank 
Billigstproduktion dem Westen die Jobs stehlen, 
machte die Runde. 
 
Zunächst muss es hier einmal darum gehen, ein 
paar Fakten zum neuen asiatischen Reichtum 
klarzustellen. 
 
o Die Anhäufung von hohen Außenhandels- 

und Zahlungsbilanzüberschüssen sowie von 
riesigen Devisenreserven war eine Reaktion 
auf die Verletzlichkeiten, welche die Asiaten 
während der „Asienkrise“ von 1997/98 so 
drastisch hatten erfahren müssen. Man wollte 
nie mehr in die Situation geraten, dass mangels 
eigener Ressourcen internationale Spekulanten 
und fremde Vögte wie der IMF das Sagen 
haben sollten. 

 
o Nach dem Steinzeitkommunismus von Mao 

Zedong hatte China keine andere Option, als 
durch die Förderung von ausländischen 
Direktinvestitionen und durch die Förderung 
der Exportwirtschaft wieder auf die Beine zu 
kommen. Dass sich der Exportmotor so 
beschleunigen würde, wie dies in den ver-
gangenen fünfzehn Jahren der Fall gewesen 
war, konnte der große Reformer Deng 
Xiaoping natürlich nicht vorhersehen. 

o Im Falle Japans und Südkoreas waren und 
sind offensichtlich die Binnenmärkte für  eine 
Industrie, die im globalen Wettbewerb erfolg-
reich bestehen will, viel zu klein. 

 
o Der Westen, ja die ganze Welt profitierte von 

den beispiellosen Produktivitätssteigerungen, 
zu welchen die asiatischen Wirtschaftswunder 
der Weltwirtschaft verhalfen. Es darf nicht 
vergessen werden, dass die Billigimporte aus 
China und Indien in den westlichen Industrie-
staaten eine Expansion des Konsums ermög-
lichten, ohne dass es dadurch zu dem sonst 
üblichen inflationären Auftrieb kam. 

 
o Schließlich ist nochmals in Erinnerung zu 

rufen, dass die Krise in den USA durch 
hausgemachte Ursachen und nicht durch die 
Devisenreserven Chinas oder die Außen-
handelsüberschüsse Japans und Südkoreas 
ausgelöst wurde. 

 
Wo sind nun die wichtigsten asiatischen Achilles-
fersen auszumachen?  
 
Die externen Verletzlichkeiten der asiatischen 
Volkswirtschaften werden durch interne, 
nationale Strukturschwächen und durch 
regionale Defizite akzentuiert.  
 
Jedermann wird anerkennen, dass vor allem China 
und Japan den Binnenkonsum stärken und damit 
die Exportabhängigkeit ihrer Volkswirtschaft 
signifikant reduzieren müssen. Im Falle Chinas 
steht einem solchen Vorhaben indessen die sehr 
geringe Kaufkraft der großen Masse der Bevöl-
kerung entgegen. Es wird immer wieder ver-
gessen, dass die Volksrepublik beim Pro-Kopf-
Einkommen nach wie vor ein armes Entwick-
lungsland ist. Im Falle Japans steht einer Expan-
sion des Binnenkonsums die fatale demografische 
Entwicklung der vergangenen zwei Jahrzehnte 
entgegen. Japan, dessen Überalterung sich be-
schleunigt, ist unter den Industriestaaten derjenige 
mit der ungesundesten Bevölkerungspyramide. 
 
Schließlich verfügt Asien vorderhand nicht über 
die Option, durch regionale Synergien den ein-
zelnen nationalen Volkswirtschaften Auftrieb zu 
geben, wie dies im Falle Europas geschehen ist. 
ASEAN ist nach wie vor ein sehr schwaches 
Gebilde. APEC ist bisher nicht über die Funk-
tion eines Gesprächsforums heraus gekommen. 
In Ostasien ist aus komplexen historischen Grün-
den noch auf weite Sicht hinaus nicht einmal an 
eine sehr rudimentäre regionale Zusammenarbeit 
zu denken. Die Erstarkung Chinas und die Stag-
nation, wenn nicht gar Schwäche Japans werden 
solche Entwicklungen noch zusätzlich erschweren.  
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V. Vor neuen globalen Gewichtsverhältnissen? 

Zunächst ist die Frage zu klären, ob es für den 
Westen überhaupt wichtig ist, in der Welt-
wirtschaft die Federführung zu behalten. In 
gewissem Maße müssen bei der Beantwortung 
dieser Frage viele liebgewordene Gewohnheiten 
aufgegeben werden.  
 
Über den größten Teil der Weltgeschichte hin-
weg waren es nicht westliche Mächte, die den 
Ton angaben. Anderseits kann natürlich  gelten, 
dass es in früheren Zeiten nichts mit der 
modernen arbeitsteiligen Weltwirtschaft Vergleich-
bares gegeben hat. Da diese von der Industriali-
sierung, dem internationalen Handel und einem 
global ausgreifenden Finanzsystem geprägt wird 
und da diese Instrumente im Westen entstanden 
sind, kann natürlich die berechtigte Frage gelten, 
ob eine andere Macht denn der Westen, 
namentlich die USA, in der heutigen Weltwirt-
schaft eine Führungsrolle einnehmen kann. 
 
In der Tat findet sich heute keine asiatische 
Macht, die in die Fußstapfen der USA treten 
könnte – auch die neue Weltmacht China 
nicht!  
 
Dabei muss man durchaus nicht nur an die 
militärischen Kräfteverhältnisse denken. Bei 
Fundamenten, die für das Funktionieren 
einer modernen Weltwirtschaft unerlässlich 
sind, erfüllt die Volksrepublik China schlicht 
die Voraussetzungen nicht. China hat bei der 
Modernisierung seiner Rechtsordnung in den 
vergangenen zehn Jahren wichtige Fortschritte 
gemacht (unter anderem den Rechtsschutz für 
rechtmäßig erworbenes Privateigentum einge-
führt). Dennoch gibt es in China noch immer 
keine rechtsstaatliche Ordnung. Nun mag man 
einwenden, dass eine solche für eine florierende 
Wirtschaft nicht nötig sei, hat doch die 
Volksrepublik ohne den Rechtsstaat ihre gewal-
tigen wirtschaftlichen Fortschritte realisiert. Bei 
einer Führungsrolle in der Weltwirtschaft, wie 
diese bisher von den USA wahrgenommen 
worden ist, kann es indessen ohne Rechtsstaat-
lichkeit nicht gehen. 
 
Von unmittelbarer ökonomischer Bedeutung ist, 
dass China keinen transparenten Finanzsektor 
besitzt und dass selbst bei den großen börsen-
notierten Unternehmen es an „due diligence“ 
fehlt. Man kann einwenden, dass der Verlauf der 
derzeitigen Krise ebenfalls gravierende Mängel 
im amerikanischen Finanzsektor offen gelegt 
habe. Doch war es schließlich die Existenz von 
politischen und institutionellen Gegengewichten, 

welche die Auseinandersetzung mit der Krise in 
Gang brachte. Schließlich verfügt China auf 
eigenen Wunsch über keine konvertible Währung. 
 
China hat ohne Zweifel bei seiner beispiellosen 
wirtschaftlichen Renaissance von der bestehen-
den weltwirtschaftlichen Ordnung profitiert. 
Diese war und ist im Wesentlichen eine 
Schöpfung des Westens. Ohne internationalen 
Handel, ohne ein funktionierendes internatio-
nales Finanzsystem und ohne abnahmebereite 
Märkte in den westlichen Industriestaaten hätte 
China nie den bemerkenswerten Sprung in die 
Moderne schaffen können.  
 
Man kann in diesem Zusammenhang der Volks-
republik China natürlich zum Vorwurf machen, 
dass sie bisher nicht in ausreichendem Maße 
jenen Beitrag zum Funktionieren der Weltwirt-
schaft geleistet hat, welcher dem Profit, den sie 
aus dieser gezogen hat, entsprechen würde. 
Anderseits ist ins Feld zu führen, dass bisher 
auch noch nicht die Institutionen und Instru-
mente bestehen, die eine solche Mitwirkung er-
möglichen würden. Eine Präsenz am Nebentisch 
der G-8 ist jedenfalls keine akzeptable Option.  
 
Die jüngste schwere Krise hat der Welt deut-
lich gemacht, dass es ohne neue Institutionen 
keine nachhaltige Genesung der Weltwirt-
schaft geben kann.  
 
Die seit dem zweiten Halbjahr 2008 erkennbare 
Bedeutungssteigerung der Gruppe der G-20 
ist ein erster Schritt in die richtige Richtung. 
 
Wie werden sich aber in der absehbaren 
Zukunft die Gewichte und Einflüsse in der 
Weltwirtschaft verteilen? Es bezieht sich diese 
Frage auf zwei Herausforderungen: 
 
o Erstens handelt es sich um eine Machtfrage, 

um die Frage nach der ökonomischen Potenz. 
Hat sich hier etwas Entscheidendes verändert 
und wie verteilt sich diese in Dollar und Cents 
zu berechnende ökonomische Potenz? 

 
o Zweitens handelt es sich um die Frage nach 

der politischen Gestaltung. Wird die westlich 
geprägte Ideologie, werden die westlich ge-
prägten Konzepte von der Weltwirtschaft 
durch neue Werte ersetzt werden? Mit 
anderen Worten: haben die asiatischen Werte 
durch die Krise an Gewicht gewonnen oder 
ist genau das Gegenteil eingetroffen, indem 
alle Volkswirtschaften im gleichen Boot sitzen?  
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Zunächst ist es beim Versuch, auf diese Fragen 
Antworten zu geben, nötig, sich darüber klar zu 
werden, wer die wichtigsten Akteure in der 
Weltwirtschaft sind. An der Spitze stehen, zwar 
schwer angeschlagen, nach wie vor die USA; 
danach folgt, zwar ebenfalls nicht in bester 
Form, die Europäische Union; an dritter Stelle 
steht, ebenfalls schwer angeschlagen, Japan; 
danach kommt die Volksrepublik China; schließ-
lich folgen die restlichen BRIC-Länder, nämlich 
Brasilien, Russland und Indien. Darüber hinaus 
gibt es mit dem ressourcenreichen Mittleren Osten 
einen weltwirtschaftlich wichtigen Faktor, der 
jedoch nicht die Kraft für eine konstruktive Beein-
flussung der Machtverhältnisse in der Welt besitzt, 
sondern primär eine disruptive Potenz besitzt. 
 
Blickt man etwas genauer auf die einzelnen 
Akteure, so wird man zunächst klarstellen müs-
sen, dass eine Bewertung von deren Potenzen 
nicht allein ein Ergebnis von Bruttoinlands-
produkt, Wirtschaftswachstum und Pro-Kopf-
Einkommen sein kann. Ein Land kann in all 
diesen Aspekten sehr reich sein und gleichzeitig 
für die Machtverteilung in der Welt belanglos 
sein. Man denke etwa an die Schweiz.  
 
Neben wirtschaftlichen Faktoren sind deshalb 
auch militärische und sicherheitspolitische, 
sowie politische und gesellschaftliche Fak-
toren in die Kalkulation einzubeziehen. 
 
Die USA sind als Finanzmacht schwer ange-
schlagen und ihre währungspolitische Aktions-
fähigkeit ist in einem Maße eingeschränkt wie 
kaum je zuvor. Zugleich sind sie aber weiterhin 
die bei weitem stärkste Wirtschaftsmacht der 
Welt. Sie sind ferner die einzige Supermacht und 
verfügen über ein militärisches Arsenal, das in 
der Weltgeschichte einmalig ist und dem kein 
anderes Land, auch nicht eine Allianz mehrerer 
Länder, etwas auch nur im entferntesten Ver-
gleichbares entgegenzusetzen hat. Da Wirtschaft, 
wie bei der Energie- und Rohstoffzufuhr erkenn-
bar, stets auch etwas mit der Fähigkeit zu tun 
hat, seinen Interessen nötigenfalls mit Gewalt 
zum Durchbruch zu verhelfen, ist die Stellung 
der USA als unangefochtene Nummer eins in 
der Welt eindeutig. Zudem haben die Ver-
einigten Staaten ein politisches System von 
hoher Stabilität und eine Bevölkerung, die in 
jeder Hinsicht über große Flexibilität verfügt. 
 
Die  Europäische Union ist in der derzeitigen 
Krise ohne Zweifel ein Segen. Die Stürme in der 
globalen Finanzwirtschaft hätten unter den 
mittelgroßen europäischen Staaten noch viel 
mehr Flurschaden angerichtet, als dies heute der 
Fall ist. Anderseits hat die Krise auch interne 

Differenzen der EU zutage gebracht, die ein 
starkes gemeinsames Handeln verhindert haben. 
In der Weltwirtschaft wird die EU zwar als einer 
der wichtigsten Wirtschaftsfaktoren wahrge-
nommen, doch fehlt ihr die machtpolitische 
Unterfütterung, diese Rolle auch in konkreten 
Einfluss umzusetzen. Dazu gehört auch, dass 
gerade in Asien die wichtigen Mitgliedsstaaten 
der EU als eigenständige Mächte mit eigenstän-
digen Interessen auftreten. Man denke etwa an 
die unterschiedliche Attitüde Großbritanniens, 
Deutschlands und Frankreichs gegenüber der 
chinesischen Menschenrechts- oder Tibetpolitik. 
 
Japan wird zwar von der derzeitigen Krise 
schwer gebeutelt, doch wird es diese als der Welt 
zweitgrößte Volkswirtschaft überstehen. Bei der 
Faszination über Chinas Wiederaufstieg wird 
vielfach vergessen, über welche gewaltige finan-
zielle Ressourcen Japan verfügt und dass es nach 
wie vor die innovativste Industriegesellschaft der 
Welt ist. Nicht ohne Grund hat die neue 
amerikanische Außenministerin Hillary Clinton 
als erste asiatische Kapitale Tokio und nicht 
Beijing  besucht; nicht ohne Grund war der 
japanische Ministerpräsident Taro Aso der erste 
ausländische Regierungschef, der in Obamas 
Weißem Haus empfangen wurde! Doch Japan 
ist auch ein Beispiel dafür, dass große Finanz-
ressourcen und Innovation allein noch keine 
Großmacht ausmachen. Zum einen hat sich 
Japan einer eigenständigen Verteidigungs- und 
Sicherheitspolitik begeben, zum andern fehlt 
dem Land sowohl in militärischer als auch in 
wirtschaftlicher Hinsicht die für eine Großmacht 
nötige strategische und demografische Tiefe. 
 
China befindet sich ohne Zweifel auf dem Weg, 
zur zweitgrößten Wirtschaftsmacht der Welt zu 
werden. Auch geopolitisch wird China in den 
zweiten Rang nach den USA aufrücken. Schon 
heute ist es die unbestrittene Vormacht in Asien. 
Die Volksrepublik China ist ohne Zweifel eine 
Weltmacht. Es kann jedoch davon ausgegangen 
werden, dass sie kaum je den Status einer Super-
macht erreichen wird. Dafür gibt es eine Reihe 
von Gründen. Zunächst ist es natürlich die 
enorme Bevölkerung (1,3 Milliarden), die dafür 
sorgt, dass alle Probleme, die China hat, von 
enormen Dimensionen sind. Man denke an die 
Umweltzerstörung oder an die sozialen Heraus-
forderungen. Zum zweiten ist auch die geo-
grafische Lage Chinas ein Handicap, was gerade 
im Vergleich mit den USA, deren Landgrenzen 
ein geringes Risiko darstellen und die an zwei 
Weltmeeren Anteil haben, deutlich wird. 
 
Selbst wenn man im Kontext der Weltwirtschaft 
einmal von den sicherheits- und geopolitischen 
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Faktoren absehen würde, so muss, zumindest 
auf absehbare Zeit hinaus gelten, dass China 
nicht reif ist, beispielsweise im Duopol mit 
den USA eine Führungsrolle in der Welt-
wirtschaft auszuüben.  
 
Wir haben bereits erwähnt, dass China keine frei 
wechselbare Währung hat, weshalb der Yuan 
Renminbi nicht die Rolle einer Reservewährung 
ausüben kann. Noch wichtiger ist aber, dass 
China an großen politischen und sozialen 
Defiziten leidet. Gerade in Krisenzeiten wird 
offenkundig, wie verletzlich das politische System 
der Volksrepublik ist. Hier gibt es keine Ventile, 
durch welche öffentliche Unzufriedenheit in 
einigermaßen geregelter Form abgelassen werden 
kann. In einer korrekten Bewertung der politi-
schen Risiken, mit denen in der Volksrepublik 
zu rechnen ist, muss stets der Systemkollaps 
einbezogen werden.  
 
Naturgemäß kann ein Land, bei dem der 
Systemkollaps ein realistisches Risiko ist, 
nicht die Rolle einer stabilen Führungs-
macht in der Weltwirtschaft ausüben. 
 
Bleiben die BRIC-Länder Brasilien, Indien 
und Russland. Alle drei haben das Zeug, 
regionale Vormächte zu sein und werden in 
ihrem Umfeld wichtige Führungsrollen zu 
spielen haben, die auch von weltwirtschaftlicher 
Relevanz sind. Russland in Osteuropa, Brasilien 
in Lateinamerika und Indien in Südasien. Doch 
in keinem dieser Fälle reichen die wirtschaftliche 
Potenz wie die sicherheits- und geopolitischen 
Assets für den Aufstieg zu einer Weltmacht.  
 
Ist es für den Westen überhaupt wichtig, die 
Federführung in der Weltwirtschaft zu 
behalten?  
 
Die Antwort auf diese Frage kann und muss 
heute anders ausfallen, als dies zur Zeit des 
Kalten Krieges der Fall gewesen wäre. Wir 
haben gesehen, dass asiatische Gesellschaften 
vor allem in kultureller Hinsicht andere Akzente 
setzen als westliche Gesellschaften. Auch haben 
wir die Fälle aufgelistet, da sich wichtige 
asiatische Volkswirtschaften nicht dem angel-
sächsisch geprägten Kapitalismus geöffnet haben.  
 
Jenseits dieser Vorbehalte gilt es allerdings festzu-
stellen, dass die Asiaten wesentliche Werte 
wie Leistung, Profit, Wettbewerb und Frei-
handel, die zu den Fundamenten der Markt-
wirtschaft gehören, mit dem Westen teilen.  

Wenn also der Westen in der Weltwirtschaft 
die Federführung mit Asien teilen muss, so 
bedeutet dies nicht eine Selbstaufgabe der 
eigenen Werte. 
 
Allerdings ist für eine erfolgreiche Kooperation 
zwischen den asiatischen und den westlichen 
Industriestaaten, die allein eine nachhaltige Über-
windung der derzeitigen Krise gewährleisten kann, 
unerlässlich, dass sich der Westen offen zeigt und 
nicht so handelt, als ob jede Abkehr von seinen 
Machtprärogativen eine Konzession darstelle. 
 
Für die Neugestaltung des Einflusses in der 
Weltwirtschaft wird folglich eine gemeinsame 
Federführung zwischen dem Westen und 
Asien, namentlich China, Japan und Indien, 
anzustreben sein. Dies bedeutet im Wesent-
lichen die folgenden Maßnahmen: 
 
o Ähnlich den Bretton Woods Institutionen, 

welche die Nachkriegsordnung bestimmten, 
müssen neue Formen der internationalen 
Kooperation gefunden werden. Dies kann 
einerseits durch eine Veränderung des Ein-
flusses in den Bretton Woods Institutionen 
zugunsten von Asien geschehen, anderseits 
durch die Institutionalisierung neuer Foren 
wie der Gruppe der G-20. 

 
o Für den Westen gilt, dass er die Vorgaben für 

die Agenda und die Gestaltung der Welt-
wirtschaft nicht mehr alleine bestimmen kann, 
sondern dass er für die Umsetzung seiner 
Vorstellungen Alliierte insbesondere in Asien 
finden muss. 

 
o Es werden in Zukunft mit den asiatischen 

Mächten viel mehr Kompromisse gefunden 
werden müssen, als dies in der Vergangenheit 
der Fall gewesen ist. Dabei ist es erforderlich, 
dass der Westen sich genau im Klaren ist, was 
verhandelbar ist und was nicht. In diesem 
Kontext ist es wichtig, sich gewahr zu sein, 
dass es auf der Seite der westlichen Industrie-
staaten ebenso wie auf der asiatischen Seite 
eine Vielfalt von Interessen gibt, die zuweilen 
zu Kompromissen über bestehende Grenzen 
Anlass geben können und damit eine gefähr-
liche Lagerbildung vermeiden helfen. 

 
o Eine sachliche Analyse der Interessenlage von 

Fall zu Fall wird zu wechselnden Interessen-
koalitionen führen und damit Verhandlungen 
nicht nur schwieriger, sondern auch wechsel-
seitig einträglicher werden lassen. 
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Vor diesem Hintergrund bietet sich folgendes Fazit: 

1. Die derzeitige Krise ist eine Zäsur in der 
Weltwirtschaft, die langfristige und tiefgrei-
fende Änderungen bei den Interessen- und 
Machtkonstellationen zwischen den wichtig-
sten Teilhabern, USA, EU und Asien, zur 
Folge haben wird. Eine Rückkehr zu den 
Verhältnissen vor dem Ausbruch der Krise 
ist unmöglich. 

 
2. Der Westen hat die Federführung in der Welt-

wirtschaft verloren, doch wird sich dies nicht 
in einem dramatischen Paradigmenwechsel für 
die Fundamente, auf denen die Weltwirtschaft 
aufgebaut ist, auswirken. Die Hauptpfeiler (Frei-
handel, Marktwirtschaft, internationales Finanz-
system) werden auch nach der krisenbedingten 
Neuordnung der globalen Kräfteverhältnisse 
fortbestehen.  

3. Es gibt erhebliche Interessenkonvergenzen 
zwischen dem Westen und Asien. Diese zu 
erkennen und produktiv zu nutzen, wird der 
Weltwirtschaft eine neue Dynamik verleihen 
können. 

 
4. Die Aushandlung von Kompromissen wird 

in der Zukunft schwieriger, aber nicht un-
möglich sein, vorausgesetzt der Westen steigt 
endgültig vom hohen Ross herab. Unter den 
gegebenen Umständen kann sich die 
asiatische Gewohnheit des Gesichtgebens 
auch für die westliche Handels- und Wirt-
schaftsdiplomatie als nützliche Verhaltens-
regel erweisen. 
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